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7841-1-E 

Verordnung 
über Zuständigkeiten 

zur Ausführung von Verordnungen 
der Europäischen Gemeinschaften 

im Geschäftsbereich des 
Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten . 
(ZustV-EG-ELF) 

Vom 29. Juni 1993 

Auf Grund des Art. 1 des Gesetzes über die Zustän­
digkeit zur Ausführung von Verordnungen der Euro­
päischen Gemeinschaften (BayRS 103-3-S) erläßt die 
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung: 

§ 1 

Regelzuständigkei t 
der Ämter für Landwirtschaft und 

Ernährung und der Forstämter 

Soweit in dieser Verordnung oder in anderen 
Rechtsvorschriften keine besonderen Zuständig­
keitsregelungen getroffen sind, obliegt die Durch­
führung von Verordnungen des Rates und der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften im Be­
reich Landwirtschaft und Ernährungswirtschaft 
den Ämtern für Landwirtschaft und Ernährung, im 
Bereich Forstwesen den Forstämtern. 

§ 2 

Milch und Milcherzeugnisse 

Die Regierungen sind zuständig für die Durch­
führung von Verordnungen des Rates und der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften über 
die Erhebung einer Zusatzabgabe für Milch sowie 
im Rahmen der Gewährung von Nichtvermark­
tungs- und Umstellungsprämien hinsichtlich der 

1. Gewährung einer Vergütung für die Aufgabe der 
Milcherzeugung, 

2. Zuweisung von zuvor freigesetzten Milch-Refe­
renzmengen. 

§ 3 

Eier und Geflügel 

Die Tierzuchtämter und die Ämter für Landwirt­
schaft und Ernährung mit Abteilungen Tierzucht 
sind zuständig für die Durchführung von Verordnun­
gen des Rates und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften über die Erzeugung von und den 
Verkehr mit Bruteiern und Küken von Hausgeflügel. 

§4 

Fischwirtschaftliche Erzeugnisse 

Das Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten (Staatsministerium) ist 

zuständig für die Durchführung von Verordnungen 
des Rates und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 

1. im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation 
für Fischereierzeugnisse und Erzeugnisse der 
Aquakultur hinsichtlich der Anerkennung von 
Erzeugerorganisationen und deren Vereinigun­
gen sowie der Förderung dieser Einrichtungen, 

2. über die Verbesserung der Strukturen sowie der 
Verarbeitungs- und Vermarktungsbedingungen 
im Bereich der Fischerei und der Aquakultur. 

§ 5 

Hopfen 

Für die Durchführung von Verordnungen des 
Rates und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften im Rahmen der gemeinsamen 
Marktorganisation für Hopfen sind zuständig: 

1. Das Staatsministerium für die 

a) Anerkennung von Erzeugergemeinschaften 
und deren Vereinigungen, 

b) Durchführung der Förderung von anerkann­
ten Erzeugergemeinschaften, 

2. die Landesanstalt für Bodenkultur und Pflan­
zenbau für die 

a) Eintragung von Lieferverträgen (Erntever­
trägen und anderen Verträgen), 

b) Durchführung von strukturellen Maßnahmen 
im Hopfensektor, 

3. die Gemeinden für die 

a) Durchführung des Zertifizierungsverfahrens 
sowie des Kontrollverfahrens für Hopfen und 
Hopfenerzeugnisse, die nicht der Zertifizie­
rung unterliegen, 

b) amtliche Aufsicht in den Zertifizierungsstel­
len außerhalb der gemeindlichen Siegelhallen. 

§ 6 

Apfelerzeugung 

Die Regierungen sind zuständig für die Durch­
führung von Veror dnungen des Rates und der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften zur 
Sanierung der gemeinschaftlichen Apfelerzeugung. 
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§ 7 

Obst und Gemüse 

Die Landesanstalt für Ernährung ist zuständig 
für die Durchführung VOn Verordnungen des Rates 
und der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften im Rahmen der gemeinsamen Marktorga­
nisation für Obst und Gemüse hinsichtlich der 
Anerkennung von Erzeugerorganisationen und 
deren Vereinigungen sowie der Förderung dieser 
Einrichtungen. 

§ 8 

Tabak 

Das Staatsministerium ist zuständig für die 
Durchführung von Verordnungen des Rates und 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisa­
tion für Rohtabak hinsichtlich der Anerkennung 
von Erzeugergemeinschaften. 

§ 9 

Verbesserung der 
Effizienz der Agrarstruktur 

Die Regierungen sind zuständig für die Gewäh­
rung von Beihilfen für Investitionen in Gartenbau­
betrieben im Rahmen der Durchführung von Ver­
ordnungen des Rates und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zur Verbes.serung 
der Effizienz der Agrarstruktur. 

§ 10 

Entwicklung der 
ländlichen Gebiete (5b-Gebiete) 

Die Regierungen, bei forstlichen Maßnahmen 
durch Forstzusammenschlüsse die Oberforstdirek­
tionen, sind zuständig für die Durchführung von 
Verordnungen des Rates und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften im Rahmen des ope­
rationellen Programms zur Entwicklung der länd­
lichen Gebiete (5b-Gebiete). 

§11 

Ökologischer Landbau 

1 Die Landesanstalt für Ernährung (Landesan­
stalt) ist zuständige Behörde und Kontrollbehörde 
im Sinn der Verordnungen des Rates und der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften über 
den ökologischen Landbau und die entsprechende 
Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeug­
nisse und Lebensmittel, insbesondere für die 

Durchführung von Aufgaben nach Art. 8 bis 11 der 
Verordnung (EWG) Nr.2092/91 des Rates vom 
24. Juni 1991 (ABI EG Nr. L 198 S . 1), soweit diese 
Aufgaben nicht von einer von der Landesanstalt 
zugelassenen privaten Kontrollstelle wahrgenom­
men werden. 2Die Landesanstalt kann im Einzel­
fall Aufgaben der zugelassenen Kontrollstellen 
auch selbst wahrnehmen. 

§ 12 

Maßnahmen zur Verbesserung 
der Waldflächen 

1 Die Oberforstdirektionen sind zuständig für die 
Durchführung von Verordnungen des Rates und 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten hinsichtlich der Förderung von Wegebaumaß­
nahmen zur Verbesserung der Waldflächen. 2§ 10 
bleibt unberührt. 

§ 13 

Erweiterte Zuständigkeit 

Die Zuständigkeiten nach §§ 1 bis 12 erstrecken 
sich auch auf den damit zusammenhängenden Voll­
zug 

1. ergänzender Rechtsvorschriften des Bundes 
oder des Freistaates Bayern, 

2. besonderer Kontroll- oder Sanktionsmaßnah­
men, insbesondere im Zusammenhang mit der 
Einführung eines integrierten Verwaltungs- und 
Kontrollsystems für bestimmte gemeinschaft­
liche Beihilferegelungen, 

3. weiterer Maßnahmen, insbesondere die Gewäh­
rung VOn Beihilfen. 

§14 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

lDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1993 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verord­
nung über die Zuständigkeit zur Ausführung von 
Verordnungen der Europäischen Gemeinschaften 
im Bereich landwirtschaftliche Marktordnung vom 
11. März 1986 (GVBl S.23, BayRS 7841-1-E), zu­
letzt geändert durch Verordnung vom 19 . Januar 
1993 (GVBl S . 23), außer Kraft. 

München, den 29 . Juni 1993 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 
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7847-1-E 

Verordnung 
zur Durchführung von Ausgleichsregelungen 

der Europäischen Gemeinschaften im Agrarbereich 
(EG-Agrarausgleichs-Durchführungsverordnung - EG-AgrADV) 

Vom 29. Juni 1993 

Auf Grund von § 4 Abs.4, § 5 Abs. 3, § 6 Abs. 3, 
§ 11 Abs. 2 und § 18 Abs. 2 der Kulturpflanzen-Aus­
gleichszahlungs-Verordnung vom 3. Dezember 
1992 (BGBl I S. 1991), geändert durch Verordnung 
vom 11. Mai 1993 (BGBl I S. 685), sowie § 7 Abs. 2 
Satz 2 der Rinder- und Schafprämienverordnung 
vom 5. Februar 1993 (BGBl I S.200), geändert 
durch Verordnung vom 29. März 1993 (BGBl I 
S.396), erläßt die Bayerische Staatsregierung fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

Antragsun terlagen 
(zu § 4 Abs. 4 Kulturpflanzen­

Ausgleichszahlungs-Verordnung) 

Werden im Fall der konjunkturellen Flächenstill­
legung nur Teile von Feld- oder Flurstücken still­
gelegt, so sind vom Antragsteller Flurkarten vorzu­
legen, in denen die jeweiligen stillgelegten Flä­
chen gekennzeichnet sind. 

§ 2 

Mindestgröße von Anbauflächen 
(zu § 5 Abs. 3 und § 6 Abs. 3 Kulturpflanzen­

Ausgleichszahlungs-Verordnung) 

Die vorgeschriebene Mindestgröße von Anbau­
flächen beträgt 0,1 ha. 

§ 3 

auch für Flächen, die im Rahmen der Fruchtfolge­
gestaltung jährlich mit Flächen anderer Erzeuger 
getauscht werden. 

§4 

Bekanntgabe des Kürzungsfaktors 
und des Stillegungssatzes 

(zu § 18 Abs. 2 Kulturpflanzen­
Ausgleichszahlungs-Verordnung) 

Abweichend von § 18 Abs.1 der Kulturpflanzen­
Ausgleichszahlungs-Verordnung wird der 30. No­
vember des der Antragstellung folgenden Wirt­
schaftsjahres als Termin für die öffentliche Bekannt­
gabe festgelegt. 

§ 5 

(zu § 7 Abs. 2 Satz 2 der Rinder­
und Schafprämien-Verordnung) 

Die in § 7 Abs. 2 Satz 2 der Rinder- und Schafprä­
mienverordnung genannte Mindestgröße der zu­
sammenhängenden Fläche beträgt 0,1 ha. 

§ 6 

Inkrafttreten 

IDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom 15. De­
zember 1992 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt 
§ 5 mit Wirkung vom 1. Januar 1993 in Kraft. 

Mindestbewirtschaftungszeit München, den 29. Juni 1993 
(zu § 11 Abs. 2 Kulturpflanzen-

Ausgleichszahlungs-Verordnung) Der Bayerische Ministerpräsident 

Ausnahmen von der gemeinschaftsrechtlich vor-
geschriebenen Mindestbewirtschaftungszeit gelten Dr. Edmund S t 0 i be r 
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2231-1-1-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Ersten Verordnung zur Durchführung 
des Bayerischen Kindergartengesetzes 

Vom 6. Juli 1993 

Auf Grund des Art. 28 Abs.2 des Bayerischen 
Kindergartengesetzes (BayRS 2231-1-K) erläßt die 
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Erste Verordnung zur Durchführung des 
Bayerischen Kindergartengesetzes - 1. DVBayKiG 
"- (BayRS 2231-1-1-K), geändert durch Verord­
nung vom 2. Oktober 1984 (GVBI S. 367), wird wie • 
folgt geändert: 

Dem § 1 Abs. 1 wird folgende Nummer 6 angefügt : 

,, 6. die aufsichtliche Prüfung von Baurnaßnahmen 
(Art. 23 Abs. 4 Nr. 2 des Bayerischen Kindergar­
tengesetzes). ". 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1993 in Kraft. 

München, den 6. Juli 1993 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 

487 
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800-21-83-A 

Verordnung 
über die Erhebung von Gebühren 

für Prüfungen 
in der städtischen Hauswirtschaft 

Vom 16. Juni 1993 

Auf Grund des Art. 25 Abs.l Nr.l des Kostenge­
setzes erläßt das Bayerische Staatsministerium für 
Arbeit, Familie und Sozialordnung im Einverneh­
men mit dem Bayerischen Staatsministerium der 
Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Geltungsbereich 

Im Bereich der städtisc.hen Hauswirtschaft wer­
den für die Abnahme von Prüfungen Gebühren 
nach dieser Verordnung erhobeh, soweit nicht 
besondere Vorschriften bestehen. 

§ 2 

Gebühren 

(1) Die Gebühr beträgt 

1. für die Abnahme der Mei­
sterprüfung nach § 95 des 
Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG) 

2. für die Abnahme der Prü­
fung zum Nachweis berufs­
und arbeitspädagogischer 
Kenntnisse 

3. für die Abnahme der Fort­
bildungsprüfung zum Fach­
hauswirtschafter für ältere 
Menschen 

375,-DM, 

135,-DM, 

200,-DM. 

(2) Nimmt ein zugelassener Bewerber an der 
Prüfung nicht teil, ermäßigt sich die Gebühr nach 
Absatz 1 

1. bei der Meisterprüfung 
nach § 95 BBiG auf 

2. bei der Prüfung zum Nach-
weis berufs- und arbeitspäd­
agogischer Kenntnisse auf 

3. bei der Fortbildungsprü­
fung zum Fachhauswirt-
schafter für ältere Men­
schen auf 

65,-DM, 

35,-DM, 

40,-DM. 

(3) Scheidet ein Pr.üfungsteilnehmer während 
der Prüfung aus, vermindert sich die Gebühr nach 
Absatz 1 

1. bei der Meisterprüfung 
nach § 95 BBiG um 55,- bis 300,- DM, 

2. bei der Prüfung zum Nach­
weis berufs- und arbeits­
pädagogischer Kenntnisse 
um 10,- bis 90,- DM, 

3. bei der Fortbildungsprü­
fung zum Fachhauswirt­
schafter für ältere Men-
schen um 40,- bis 140,- DM. 

(4) Ist ein Prüfungsteilnehmer von der Ablegung 
einzelner Prüfungsteile befreit, vermindert sich die 
Gebühr nach Absatz 1 

1. bei der Meisterprüfung 
nach § 95 BBiG 
a) bei Befreiung von · der 

Ablegung des berufs­
und arbeitspädagogi-
schen Prüfungsteils um 75,- DM, 

b) bei Befreiung von der 
Ablegung des prakti-
schen Prüfungsteils um 130,- DM, 
bei der Befreiung von 
der Ablegung einzelner 
Fächer des praktischen 
Prüfungsteils um 40,- bis 110,- DM, 

c) bei Befreiung von der 
Ablegung anderer Prü-
fungsteile um je 55,- DM, 

2. bei der Prüfung zum Nach­
weis berufs- und arbeits­
pädagogischer Kenntnisse 

a) bei Befreiung von der 
Durchführung der Un-
terweisungsprobe um 40,- DM, 

b) bei Befreiung von der 
Ablegung schriftlich und 
mündlich zu prüfender 
Sachgebiete um je 15,- DM, 

c) bei Befreiung von der 
Ablegung des nur münd-
lich zu prüfenden Sach­
gebiets um 

3. bei der Fortbildungsprü­
fung zum Fachhauswirt­
schafter für ältere Men­
schen bei Befreiung von 
Prüfungsfächern je Prü­
fungsfach um 

1O,-DM, 

40 ,-DM. 

(5) Mit der Gebühr sind alle Amtshandlungen, 
die mit der Prüfung in engem Zusammenhang ste­
hen (insbesondere die Zulassung zur Prüfung, die 
Zulassung von Ausnahmen von den Zulassungser­
fordernissen, die Ausstellung einer Bescheinigung, 
eines Prüfungszeugnisses und eines Meisterbriefs, 
der Erlaß der Wiederholung einzelner Prüfungs­
teile, die Freistellung von der Ablegung eines Prü­
fungsteils), abgegolten. 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 18/1993 489 

§ 3 

Auslagen 

(1) Neben den Gebühren werden keine Auslagen 
erhoben. 

(2) Für die auf besonderen Antrag erteilten Ab­
schriften und Mehrfertigungen von Bescheinigun­
gen, Prüfungszeugnissen und Meisterbriefen werden 
Auslagen nach Art. 12 des Kostengesetzes erhoben. 

§4 

Schuldner 

lSchuldner der Gebühren ist der Bewerber oder 
der Prüfungsteilnehmer. 2 Schuldner ist ferner, wer 
die Schuld gegenüber der Prüfungsbehörde schrift­
lich übernimmt. 3Mehrere Schuldner haften als 
Gesamtschuldner. 

§ 5 

Fälligkeit 

Die Gebühren werden mit der Zulassung zur 
Prüfung fällig. 

§ 6 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1993 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die 
Erhebung von Gebühren für Prüfungen in der städ­
tischen Hauswirtschaft vom 11. Februar 1980 
(BayRS 800-21-83-A), geändert durch Verordnung 
vom 20. Juni 1988 (GVBI S. 169), außer Kraft. 

München, den 16. Juni 1993 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit, Familie und Sozialordnung 

Dr. Gebhard Glück, Staatsminister 

2233-5-K 

Siebte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 
über die Benutzungsgebühren 

der Bayerischen Landesschulen 
für Blinde, Gehörlose 
und Körperbehinderte 

Vom 23. Juni 1993 

Auf Grund des Art. 25 Abs.1 Satz 1 Nr.1 des 
Kostengesetzes erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst im Einvernehmen mit dem Bayerischen 
Staats ministerium der Finanzen folgende Verord-
nu~: . 

§ 1 

§ 1 der Verordnung über die Benutzungsgebüh­
ren der Bayerischen Landesschulen für Blinde, Ge­
hörlose und Körperbehinderte vom 10 . Juli 1986 
(GVBl S . 226, BayRS 2233-5-K), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 5. August 1992 (GVBl 
S . 376), wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 werden ersetzt 

die Zahl 4 600,00 durch die Zahl 4 870,00, 

die Zahl 230,00 durch die Zahl 243,50, 

die Zahl 3 260,00 durch die Zahl 3 450,00, 

die Zahl 163,00 durch die Zahl 172,50, 

die Zahl 6100,00 durch die Zahl 6 460,00, 

die Zahl 305,00 durch die Zahl 323 ,00. 

2. In Absatz 2 werden ersetzt 

die Zahl 1 5'30,00 durch die Zahl 1 620,00, 

die Zahl 76,50 durch die Zahl 81,00, 

die Zahl 1 080,00 durch die Zahl 1150,00, 

die Zahl 54,00 durch die Zahl 57,50, 

die Zahl 2 030,00 durch die Zahl 2 150,00, 

die Zahl 101,50 durch die Zahl 107 ,50. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1993 in 
Kraft. 

München, den 23. Juni 1993 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zeh e t mai r , Staatsminister 



490 Bayerisches Gesetz- und Verordnungs blatt Nr. 18/1993 

2030-3- 2-3-1 

Verordnung 
über die Zuständigkeit zur Entscheidung 

über die Versagung der Aussagegenehmigung 
für Kommunalbeamte 

Vom 28. Juni 1993 

Auf Grund von Art. 70 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 
des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) und 
Art. 41 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale Wahl­
beamte (KWBG) erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium des 1nnern folgende Verordnung: 

§ 1 

Über die Versagung der Aussagegenehmigung 
nach Art. 70 BayBG, Art. 41 KWBG entscheidet für 
die Beamten der Gemeinden , der Gemeindever­
bände und der sonstigen unter der Aufsicht des 
Staatsministeriums des 1nnern oder einer ihm 
nachgeordneten Behörde stehenden kommunalen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts die Rechtsaufsichtsbehörde. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1993 in 
Kraft. 

München, den 28 . Juni 1993 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Beckstein, Staatsminister 
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2231-1-6-K 

Verordnung 
über Bau, Beschaffenheit und Ausstattung 
anerkannter und sonstiger Kindergärten 

(6. DVBayKiG) 

Vom 5. Juli 1993 

Auf Grund des Art. 28 Abs.1 Nrn.3 und 4 des 
Bayerischen Kindergartengesetzes (BayRS 2231-
1-K) erläßt das Bayerische Staatsministerium für 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst im 
Einvernehmen mit den Staatsministerien der Finan­
zen und des Innern folgende Verordnung: 

§ 1 

Raumbedarf 

Für anerkannte Kindergärten sind folgende 
Räume erforderlich: 

1. Für die einzelnen Gruppen ein den Bedürfnissen 
der Kinder entsprechend gestalteter Gruppen­
hauptraum mit mindestens 2 m 2 Nutzfläche je 
Kind, 

2. für je angefangene zwei Gruppen ein Gruppen­
nebenraum (Intensivförderraum) mit minde­
stens 16 m 2, 

3. für die Gesamteinrichtung 

- ein Leiterinnenzimmer 

- die erforderlichen Funktionsräume und Ne-
ben- und Abstellflächen 

- in Kindergärten mit drei oder mehr Gruppen 
ein Mehrzweckraum mit mindestens 60 m2 
sowie ein Personalraum. In zweigruppigen 
Kindergärten soll ein entsprechender Mehr­
zweckraum vorhanden sein. 

§ 2 

Raumnutzung 

(1) Kindergärten, die in Mehrzweckgebäuden 
untergebracht sind, müssen zumindest innerhalb 
des Gebäudes einen eigenen, abschließbaren Zu­
gang haben, sofern nicht auf andere Weise ausge­
schlossen werden kann, daß die Kinder unbeauf­
sichtigt die Einrichtung verlassen und dadurch 
Schaden erleiden können. 

(2) Werden in der Nähe Tageseinrichtungen für 
Kinder, Schulen oder andere soziale Einrichtungen 
betrieben, können, 'soweit keine Beeinträchti­
gungen zu befürchten sind, Funktionsräume und 
Neben- und Abstellflächen und Außenanlagen 
gemeinsam genutzt werden. 

§ 3 

Außenanlagen 

(1) IJeder Kindergarten soll über eine ausrei­
chend große Außenspielfläche verfügen. 2Diese soll 

den Bedürfnissen der Kinder entsprechend gestal­
tet sein. 

(2) Die Außenspielfläche des Kindergartens oder 
der mitbenutzten anderweitigen Einrichtung muß 
so eingefriedet sein, daß die Kinder sie nicht ohne 
Aufsicht verlassen können. 

§4 

Weitere Anforderungen 

Die · baulichen Anlagen und Einbauten, ein­
schließlich des Zugangs zum Grundstück, dürfen 
die Gesundheit und die Sicherheit der Kinder nicht 
gefährden. 

§ 5 

Aussta ttung 

(1) Die Ausstattung des Kindergartens muß sei­
nen pädagogischen Aufgaben entsprechen. 

(2) Ein Telefon, eine Hausapotheke und ein 
Feuerlöscher sind vorzuhalten. 

§ 6 

Ausnahmen 

Von den vorstehenden Vorschriften kann dann 
abgewichen werden, wenn nach den örtlichen Ver­
hältnissen im wesentlichen gleichwertige Bedingun­
gen in anderer Weise sichergestellt werden können. 

§ 7 

Sonstige Kindergärten 

(1) In Abweichung von den vorstehenden Min­
destanforderungen gilt für die sonstigen Kinder­
gärtenfolgender Raumbedarf: 

- Für die einzelne Gruppe ein Gruppenhauptraum 
mit 2 m 2 Nutzfläche pro Kind, 

- die erforderlichen Funktionsräume, Neben- und 
Abstellflächen. 

(2) §§ 3 bis 6 gelten entsprechend. 

§ 8 

Z uständigkei t 

Die aufsichtliehe Prüfung von Baumaßnahmen 
nach Art. 23 Abs.4 Nr. 2 des Bayerischen Kinder­
gartengesetzes erfolgt gemäß § 1 Abs. 1 und 2 der 
Ersten Verordnung zur Durchführung des Bayeri­
schen Kindergartengesetzes. 
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§ 9 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 1993 in Kraft. 

(2). Gleichzeitig treten außer Kraft : 

1. Die §§ 4 bis 7 der Verordnung über die an die 
sonstigen Kindergärten zu stellenden Mindest­
anforderungen vom 19. März 1985 (GVBl S . 102, 
BayRS 2231-1-5-K), 

2. die Verordnung über Bau, Beschaffenheit und 
Ausstattung anerkannter Kindergärten (6. DVBay­
KiG) vom 7. März 1984 (GVBI S. 88, BayRS 2231-
1-6-K). 

München, den 5. Juli 1993 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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7821-7-E 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der Ersten Verordnung 
zur Durchführung des Weingesetzes 

Vom 6. Juli 1993 

Auf Grund von § 2 a Abs. 1 und 4 des Weingesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 
1982 (BGEl I S . 1196), zuletzt geändert durch Ge­
setz vom 29.0ktober 1992 (BGBI I S . 1822), in Ver­
bindung mit § 1 der Verordnung über Zuständig­
keiten auf Grund des Weingesetzes und des Wein­
wirtschaftsgesetzes vom 5. Februar 1991 (GVBI 
S.48, BayRS 2125-2- 1-1) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten im Einvernehmen mit dem Bayeri­
schen Staatsministerium für Arbeit und Sozialord­
nung, Familie, Frauen und Gesundheit folgende 
Verordnung: 

§ 1 

§ 5 der Ersten Verordnung zur Durchführung des 
Weingesetzes vom 21. März 1983 (GVBI S . 116, 
BayRS 7821-7-E), zuletzt geändert durch Verord­
nung vom 4. März 1991 (GVBI S. 83), wird wie folgt 
geändert: 

1. Der Klammerzusatz in der Überschrift erhält 
folgende Fassung: 

,, (zu § 2a Abs. 1 und 4 WeinG)" . 

2. Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) lZur Kontrolle der zulässigen Vermark­
tungsmengen ist zusammen mit der Bestands­
meldung nach Art.4 der Verordnung (EWG) 
Nr.3929/87 jährlich zum 31. August eine Ver­
marktungsmeldung auf den von den Ämtern für 
Landwirtschaft und Ernährung ausgegebenen 
Formblättern zu erstatten. 2Als Grundlage für 
die Vermarktungs meldung nach Absatz 1 sind 

von den Betrieben während der Zeit vom 1. Sep­
tember bis 31. August (Weinwirtschaftsjahr), 
erstmals ab 1. September 1993, die Geschäftsvor­
fälle in fortlaufend numerierten Aufzeichnun­
gen, abgestimmt mit der Kellerbuchführung 
eigenverantwortlich fortzuschreiben. 3Die Auf­
zeichnungen müssen den Empfänger, die gelie­
ferte Weinmenge, den Erntejahrgang des Weines 
und die Nummer des Geschäftspapiers oder des 
zugelassenen Geschäftspapiers enthalten. 4Die 
Abgabe von Kleinmengen bis zu 30 Einheiten 
von je höchstens 1 Liter kann zusammengefaßt 
werden. 5Die Mengen, die als Federweißer abge­
geben oder in Hecken- oder Straußwirtschaften 
ausgeschenkt werden, sind täglich summiert in 
die fortlaufenden Aufzeichnungen einzubezie­
hen. 6Die Aufzeichnungen sind den zuständigen 
Behörden auf Anforderungen zur Einsichtnahme 
zur Verfügung zu stellen. 7Sie sind fünf Jahre ab 
der letzten Eintragung aufzubewahren.". 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1993 in 
Kraft . 

München, den 6. Juli 1993 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Reinhold B 0 c k let, Staatsminister 
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Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Max Schick GmbH, Druckerei und Veriag 
Karl-Schmid-Straße 13, 81829 München 
Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt 

230-1-10-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung 

der Zweiten Änderung des Regionalplans 
der Region Oberpfalz-Nord (6) 

Vom 28. Juni 1993 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 7 in Verbindung mit 
Abs. 2 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes -
BayLplG - (BayRS 230-1-U) hat das Bayerische 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen im Einvernehmen mit den übrigen 
Staatsministerien die Zweite Änderung des Regio­
nalplans der Region Oberpfalz-Nord (Bekanntma­
chung über die Verbindlicherklärung vom 10. Ja­
nuar 1989, GVBl S . 18, BayRS 230-1-1O-U) für ver­
bindlich erklärt. 

Die Änderung betrifft die Rohstoffflächen für 
Ton t 13 und t 37. 

Die Zweite Änderung des Regionalplans ist 
bei den kreisfreien Städten Amberg und Weiden 
i. d . OPf. und den Landratsämtern Amberg-Sulz­
bach, Neustadt a. d. Waldnaab, Schwandorf und 
Tirschenreuth zur Einsichtnahme für jedermann 
ab 2. August 1993 ausgelegt. Die Auslegungszeiten 
richten sich nach den jeweils festgelegten Zeiten 
für den Parteiverkehr. 

Diese Änderung tritt am 2. August 1993 in Kraft . 

München, den 28. Juni 1993 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Dr. Gau w eil er, Staatsminister 
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